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Union in 
Deutschland 

Bonn, den 25. Oktober 1984 

H einer Geißler: 

Jetzt reden wir 
Eine beispiellose Kampagne findet gegenwärtig statt. SPD, 
J'nUNE und Teile der Medien, vor allem „Spiegel" und „Stern", 
ersuchen im Zusammenhang mit dem Rücktritt von Bundes- 
a9spräsident Rainer Barzel, das Vertrauen der Bürger in die 
j°n Bundeskanzler Helmut Kohl geführte Bundesregierung und 
/J die CDU zu zerstören. In einer raffinierten Mischung aus Halb- 

ährheiten und Lügen wird Verwirrung und Mißtrauen gesät. 
•eser Kampagne, die auf die Zerstörung unserer Demokratie 

'e't, setzen wir unseren entschlossenen Widerstand entgegen, 
nsere Argumente dazu sind klar, sachlich und einleuchtend. 

*s 9eht um drei Punkte: 

p Rainer Barzel übte eine private Gutachtertätigkeit aus. Die CDU als 
bprte.' .'st davon nicnt betroffen. Wir setzen uns dafür ein, daß die Ne- 

ttigkeit von Abgeordneten einer neuen Regelung unterworfen wird. 
' ,rn Flick-Untersuchungsausschuß geht es allein um die Frage: Wie- 

Um ^at Flick 9ezanlt- damit die SPD-Regierung Schmidt den Konzern 
m 900 Millionen DM von der Steuer befreite. Damit hat die CDU nichts 

<u tun. 

'Spenden an Parteien sind staatspolitisch notwendig. Wo Verfehlun- 
Chi 'n ^en s'ebziger Jahren vorgekommen sind, betreffen sie SPD, 

U, CSU und FDP gleichermaßen. Die CDU hat als erste Partei Konse- 
H enzen daraus gezogen. 
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Gegen Täuschungsmanöver 
hilft nur sachliche Information 
Durch Vermischung unterschied- 
licher Sachverhalte versucht die SPD 
nicht nur von ihrer Verantwortung 
der damaligen SPD-Regierung für 
die Steuerbefreiung für den Flick- 
Konzern abzulenken, sondern auch 
von den unbestreitbaren, eindrucks- 
vollen Erfolgen der Regierung 
Helmut Kohl. Gegen Täuschungsma- 
növer hilft nur sachliche Information. 
Darum werden im folgenden noch 
einmal die wesentlichen Sachverhal- 
te dargestellt: 

1. Gutachtertätigkeit 
von Dr. Barzel 
Zu Beginn der Fraktionssitzung am 
Donnerstag, 25. Oktober 1984, er- 
klärt der Vorsitzende der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion, Alfred Dregger: 

Bundestagspräsident Dr. Rainer Barzel 
hat mir in einem Schreiben mitgeteilt, der 
politische und psychische Druck gegen 
ihn sei unerträglich geworden. Der Deut- 
sche Bundestag müsse dringend zu sach- 
licher Arbeit zurückfinden. Seiner Verant- 
wortung bewußt, wolle er — Dr. Barzel — 
dazu beitragen und bitte, einen anderen 
Bundestagspräsidenten zu wählen. 
Der bisherige Verlauf des Verfahrens vor 
dem Untersuchungsausschuß hat nach 
meiner Beurteilung ergeben: 
• Dr. Barzel können irgendwie geartete 
rechtliche Vorwürfe nicht gemacht wer- 
den. 

• Dr. Barzel hat keinen Einfluß auf die 
Entscheidung des Bundeskanzlers Hel- 
mut Schmidt genommen, der Firma Flic* 
eine erhebliche Steuervergünstigung nacn 
§ 6 b zu erteilen. 

• Beim Wechsel im Amt des Fraktions- 
vorsitzenden und des Parteivorsitzenden 
der CDU im Jahre 1973 ist kein Geld if" 
Spiel gewesen. 

• Dr. Barzel hat nach dem Rücktritt von 
seinen Ämtern 1973 als Abgeordneter oh- 
ne Staats-, Partei- und Fraktionsarnt ein 
privates Vertragsverhältnis in der Anwalt' 
kanzlei seines Freundes Dr. Dr. Paul ' 
Frankfurt aufgenommen. 

• Er hat die Verhaltensrichtlinien des 
Deutschen Bundestages eingehalten. 

In dieser Stunde stelle ich noch einma 

fest, daß die Fraktion sich an den Voraus 
Verurteilungen Rainer Barzels nicht bet 
ligt hat. Rainer Barzel bleibt auch in diese 
schweren   Stunde   in   unserer   Gerne' 
schaff. 

Wir bekunden Rainer Barzel für seine H 
tung, die er in Verantwortung für Sta 
und Union gezeigt hat, unseren Respe * 
Wir danken ihm für seine politische L 
stung, auch im Amt des Bundestagspra 

denten, das er in hervorragender We' 
ausgefüllt hat. 

Wir wünschen ihm baldige Genesung 
seiner angegriffenen Gesundheit und e 

warten, daß er uns weiterhin mit Rat un 
Tat zur Verfügung steht. 
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2- Die Steuerbefreiung für den Flick-Konzern 
durch die 6 b-Entscheidung 
der SPD-geführten Bundesregierung 
d
rTl 19. Mai 1983 hat der Deutsche Bun- 

cJJsta9 beschlossen, einen Untersu- 
^ungsausschuß einzusetzen. Aufgabe 

eses Ausschusses ist es, dem Vorwurf 
anzugehen, der Flick-Konzern habe in 
LL5. siebz'ger Jahren durch unzulässige 
^eth °den Einfluß auf Entscheidungen der 

sregierung ausgeübt. Bunde 

®kanntlich trug in jener Zeit die SPD die 
scheidende Regierungsverantwortung, 

saß    nd die CDU/CSU in der Opposition 

* den Jahren  1975/76  hatte der Flick- 
n2ern  Daimler-Benz-Aktien  mit einem 

Q
ewjnn von 1,9 Milliarden Mark verkauft. 

Häifndsätzlich hätte der Konzern über die 

mal*6 an Steuern zanlen müssen. Die da- 
bef'9e    SPD_geführte    Bundesregierung 

reite den Flick-Konzern jedoch von 
eser Verpflichtung in Höhe von rund 850 

l0r>en Mark. Das war möglich aufgrund 

3- Spenden an SPD, CDU, CSU und FDP 
br^Parteien haben Spenden erhalten. Die 

gesetzlicher Vorschriften (§ 6b des Ein- 
kommensteuergesetzes und § 4 Aus- 
landsinvestitionsgesetz). Es geht darum, 
zu klären, ob der Flick-Konzern diese Ent- 
scheidungen, die in den Jahren 1976 bis 
1981 gefallen sind, erkauft hat. Neben 
dem damaligen Bundeswirtschaftsmini- 
ster lag die Verantwortung für die Steuer- 
begünstigung bei den damaligen SPD-Fi- 
nanzministern Matthöfer und Apel sowie 
dem damaligen Bundeskanzler Schmidt. 

In dem Zeitraum, in dem die Entscheidun- 
gen in der Bundesregierung anstanden, 
sind erhebliche Geldbeträge seitens des 
Konzerns an SPD-Politiker übergeben 
worden. 

Den Nachweis über die Spenden des 
Flick-Konzerns an die SPD bzw. SPD-na- 
he Einrichtungen finden Sie auf den Seiten 
7-8. 

^rt'sche Arbeit der Parteien  ist ohne 
penden nicht denkbar. 

Oas 
findi .

seit dem 1. Januar 1984 in Kraft be- 
,     !che Parteienfinanzierungsgesetz legt 

teis
ein2elnen fest-in welcnem Umfang Par- 

cjje Per,den steuerlich absetzbar sind. Um 
6rh 'h ^usammennang m't Parteispenden 
^an Vorwürfe zu verstehen, muß 
0 

n folgende Fakten vor Augen haben: 

f^jt °;erT1°kratischen Parteien werden aus 
statt     sbejträgen'    WanlkamPfk0Stener- 
ö.  tungen und Spenden finanziert. 

Be
e
it
M.it9lieder der CDU zahlen erhebliche 

*u J*'e" Diese Beiträge können aber nur 
,r,em Teil die anfallenden Kosten dek- 

ken. Die Beiträge können andererseits 
nicht beliebig erhöht werden, weil der Zu- 
gang zu demokratischen Parteien nicht 
von den finanziellen Möglichkeiten des 
einzelnen abhängig gemacht werden darf. 

Die gesetzlich vorgesehenen Kostener- 
stattungen sind für Wahlkämpfe vorgese- 
hen und reichen nicht aus, um die Par- 
teien insgesamt finanziell abzusichern. Ei- 
ne direkte Finanzierung der Parteien 
durch den Staat, die über die Wahlkampf- 
kostenerstattung hinausgeht, wäre grund- 
gesetzwidrig und staatspolitisch nicht zu 
verantworten. Gerade eine parteienstaatli- 
che Demokratie, wie sie unser Grundge- 
setz vorsieht, schließt Staatsparteien nach 
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totalitärem Muster aus. Weil also Mit- 
gliedsbeiträge und Wahlkampfkostener- 
stattungen nur einen Teil der Ausgaben 
der demokratischen Parteien ausgleichen, 
sind die Parteien zusätzlich auf Spenden 
angewiesen. Dies gilt für die SPD ebenso 
wie für CDU, CSU und FDP. 

Es ist eine Tatsache, daß die 
Sozialdemokraten in den 
letzten zehn Jahren Spenden 
in Millionenhöhe — u.a. auch 
von den Gewerkschaften — 
bekommen haben. 

Im Wahlkampf 1980 erhielt die SPD für ei- 
ne „Helmut-Schmidt-Aktion" 7,6 Millionen 
Mark Spenden. Von 1967 bis 1980 wurden 
der SPD über einen sogenannten „Ar- 
beitskreis für kommunalpolitische Bildung 
e.V." (AKB) 3,964 Millionen Mark an Spen- 
den zugeleitet. Diese Spenden machen 
nur einen Bruchteil dessen aus, was der 
SPD insgesamt an Spenden von Gewerk- 
schaften und der Wirtschaft zugeflossen 
ist. Auf diese Tatsache wird in der Öffent- 
lichkeit nicht oder nur selten hingewiesen. 
Von der Mehrheit der deutschen Presse 
wird zwar laufend mit Namen und Bild 
über Ermittlungsverfahren gegen Mitglie- 
der der CDU berichtet, nicht aber von Er- 
mittlungsverfahren gegen SPD-nahe Or- 
ganisationen, gegen die gegenwärtig we- 
gen Spendenhinterziehungen ebenfalls er- 
mittelt wird. 

Im Grundgesetz ist die parteienstaatliche 
Ordnung fest verankert. Nicht zuletzt auf- 
grund der Erfahrungen mit der nationalso- 
zialistischen Gewaltherrschaft hat 1949 
der Parlamentarische Rat die Bedeutung 
demokratischer Parteien im Grundgesetz 
ausdrücklich hervorgehoben. Dabei war er 
sich der Tatsache bewußt, daß Parteien 
zur Verwirklichung ihrer staatspolitischen 
Aufgaben finanzielle Mittel benötigen. 

Die vom Bundespräsidenten berufene 
unabhängige   Sachverständigenkom- 
mission hat in ihrem Bericht zur Neu- 
ordnung    der    Parteienfinanzierung 
ausgeführt:  „Spenden  an  politische 
Parteien sind weder verboten noc 
moralisch bedenklich. Sie sind verfas- 
sungspolitisch erwünscht und unen - 
behrlich, wenn die Staatsunabhäng'9' 
keit der Parteien gewahrt bleiben sol • 
Durch die Zuwendung einer Spend 
an eine Partei macht der Bürger v 
seinem Recht auf politische Teilha» 
Gebrauch." 

Die rechtliche Regelung des Umfangs de 
Zulässigkeit von  Spenden an  politisc 
Parteien war in der Vergangenheit l*-n9 
Zeit unklar, kaum durchschaubar und u ' 
stritten. Das Spendenrecht war unübe 
sichtlich und reformbedürftig. Oft fände 
sich nicht einmal Fachleute zurecht. 

Direkte  Spenden  an  politische  Parteie 
konnten nur in geringem Umfang steU-u. 
lieh berücksichtigt werden, während 
Wendungen an gemeinnützige Organi 
tionen  voll  abgesetzt  werden  konnte • 
Diese Rechtslage führte dazu, daß ZuWf' 
düngen an politische Parteien im 9r0 te 
Umfang über als gemeinnützig anerkann 
Organisationen   geleistet  wurden, ohne 

"tt- 
daß dies durch Finanzämter und &JJ 
lungsbehörden beanstandet worden wa 

Schon   seit   1952  sind   Beruf sverbänd* 
z.B. Mieterverbände, Gewerkschaften u 
Arbeitgeberverbände berechtigt, bis zu 
Prozent ihrer Brutto-Einkommen an P 
teien weiterzuleiten. Während der Arn 
zeit aller sechs der SPD angehörend 
Bundesfinanzminister ist den 9enar?n.fT1- 
Institutionen die Steuerabzugsfähigei*• ' 
mer wieder aufs neue zuerkannt word 
In Kenntnis der Praxis, daß die solchen

par. 
stitutionen zugewandten Spenden an 
teien  weitergeleitet  werden,  haben 
durch alle SPD-Finanzminister ge9enU

par, 
Spendern, Spendenempfängern und 
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te,en erklärt, daß solche Spenden recht- 
mäßig steuerbegünstigt geleistet werden 
^°nnen. Auf diesem Wege sind Millionen 
Jfark z. B. über die Gewerkschaften an die 
bpD geflossen. 

. aatsbürgerliche Vereinigungen oder an- 
ere Fördergesellschaften nahmen eben- 

falls mit Billigung der Finanzämter und mit 
lssen der Finanzbehörden Spenden für 

Politische Parteien an und stellten dafür 
Pendenbescheinigungen   aus,   die  von 
en Finanzämtern bei Betriebsprüfungen 

*uch anerkannt wurden. 
Ies änderte sich Anfang der achtziger 
nre. Was von den Finanzbehörden jahr- 

ehntelang nicht beanstandet worden war, 
0,lte  nun  nach  Ansicht von  Staatsan- 
waltschaften   nachträglich   als   strafbare 
euerhinterziehung zu beurteilen sein. 
°aß es so weit gekommen ist, hat in 
erster Linie die SPD zu verantworten. 
Seit vielen Jahren hatte sich der CDU- 
»orsitzende Helmut Kohl nachdrück- 
lich dafür eingesetzt, die Parteienfi- 
nanzierung endlich auf ein gesicher- 
tes, sauberes, rechtliches Fundament 
*• stellen. 

dj
bvvohl der CDU-Vorsitzende schon 1975 

.    anderen Parteien zu entsprechenden 
sprächen eingeladen hatte, war insbe- 

t  
ndere die SPD nicht  bereit,  ein  Par- 
nfinanzierungsgesetz  zu  verabschie- 

s 
n .Und die dazu notwendige Grundge- 

es 
2änderung mitzutragen. Deshalb hatte 

.schließlich das Land Niedersachsen im 
,      i978 übernommen, durch eine Klage 
üb      ^undesverfassungsgericht  Klarheit 
tejer die rechtliche Ausgestaltung der Par- 

Finanzierung herbeizuführen. 

sun9rUnd des Urteils des Bundesverfas- 
d jgsgerichts vom 24. Juli 1979 war für je- 
2u 

mann klar, daß für die steuerliche Ab- 
Sc?

sfän'gkeit von Spenden, die den politi- 
co- en ^arte'en zugedacht werden, eine 

gene gesetzliche Grundlage geschaffen 
erden mußte. 

Trotz nachdrücklichen Drängens der Uni- 
on konnte sich die damalige Regierungs- 
mehrheit nicht zu einem entsprechenden 
Schritt bereitfinden. 
Erst die neue, CDU-geführte Koalition der 
Mitte brachte diese längst überfällige Re- 
gelung im Jahre 1983 zustande. Seit 1. Ja- 
nuar 1984 ist nun geltendes Recht, daß 
Spenden an politische Parteien steuer- 
rechtlich ebenso zu behandeln sind wie 
Spenden an gemeinnützige Organisatio- 
nen. 

Folgende wichtige Tatsachen 
sind der Öffentlichkeit bisher 
kaum bekannt: 

Aufgrund des Bundesverfassungsge- 
richtsurteils aus dem Jahre 1979 hatte der 
Bundesvorstand der CDU beschlossen, 
ab sofort nur noch Spenden aus ver- 
steuerten Einnahmen entgegenzunehmen. 

Ermittlungsverfahren wegen angeblicher 
Steuerhinterziehungen für Spenden an die 
CDU-Bundespartei betreffen also aus- 
schließlich Vorgänge, die vor dem klarstel- 
lenden Urteil des Bundesverfassungsge- 
richts im Jahre 1979 liegen. Alle Spenden, 
die seit der Verkündung des Bundesver- 
fassungsgerichtsurteils im Jahre 1979 an 
die Bundes-CDU gerichtet worden sind, 
stammen ausschließlich aus zuvor von 
den Spendern versteuerten Einnahmen. 

Die SPD hatte schon immer 
ein besonderes Verhältnis 
zur Macht. 
Bis heute konnte sie den Verdacht nicht 
ausräumen, daß sie 1972 beim konstrukti- 
ven Mißtrauensvotum gegen den damali- 
gen Bundeskanzler Brandt sich durch Be- 
stechung von Abgeordneten die Machter- 
haltung in Bonn erkauft hat. Vielmehr hat 
der    seinerzeit     eingesetzte     Untersu- 
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chungsausschuß zur Aufklärung der Wie- 
nand-Affäre die Verdachtsmomente eher 
erhärtet. 

Mit besonderer Aufmerksamkeit muß 
das Verhalten der beteiligten Staatsan- 
waltschaften beobachtet werden: 

Der eigentliche Skandal besteht darin, daß 
— und dies ist ein einmaliger Vorgang in 
der Justizgeschichte der Bundesrepublik 
Deutschland — bestimmte linke publizisti- 
sche Organe, wie z.B. der „Stern" und 
„Der Spiegel", in der Vergangenheit regel- 
mäßig rechtswidrig über ProtokoHe der 
Staatsanwaltschaften in Bonn und in Köln 
mit wörtlichen Auszügen informiert wor- 
den sind und daß „Spiegel" und „Stern" 
diese rechtswidrig erlangten Protokolle, 
entgegen klaren rechtlichen Bestimmun- 
gen, auch abgedruckt haben. Es ist mit an 
Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit 
zu vermuten, daß „Spiegel" und „Stern" 
auch über andere Ermittlungsprotokolle 
verfügen und daß damit gerechnet werden 
muß, daß Bürger, die Spenden an 
CDU,CSU und FDP gegeben haben, auch 
in Zukunft durch rechtswidrige Veröffentli- 
chungen publizistisch vorverurteilt und an 
den Pranger gestellt werden sollen, ob- 

wohl gegen sie noch nicht einmal Anklag 
erhoben worden ist. 
Die Veröffentlichungspraxis der Staatsan- 
waltschaft muß einem rechtsstaatlich den- 
kenden Bürger geradezu unerträglich er- 
scheinen.  Die  Unschuldsvermutung  de 
Art. 6 Abs. 2 MRK wird faktisch in ihr Ge- 
genteil verkehrt, wenn Bürger ständig ' 
der Öffentlichkeit bloßgestellt werden, oh- 
ne sich im mindesten gegen die ihnen ' 
einzelnen nicht bekannten Vorwürfe weh- 
ren zu' können. Selbst ein späterer Fre 
spruch   kann   den   zuvor   angerichtete 
Schaden nicht wiedergutmachen. 
Als die Einleitung von Strafverfolgung^ 
maßnahmen durch nordrhein-westfälisc ^ 
Staatsanwaltschaften bekannt wurde, na 
ben der Bundesschatzmeister der Cnr"f 
lieh Demokratischen Union Deutschland . 
Walther Leisler Kiep, und sein Generalbe' 
vollmächtigter, Uwe Lüthje, der Staatsan- 
waltschaft vorgeschlagen, sie möge 9 
gen sie einen Musterprozeß führen, um ' 

alle 
itraf- 

Rahmen eines solchen Verfahrens 
steuerlichen, finanzrechtlichen und St 
rechtlich relevanten Dinge klären zu ko 
nen. Es ist bezeichnend, daß dieser A 
trag von der Staatsanwaltschaft abgelen 
worden ist. 



UiD 33 • 25. Oktober 1984 • Seite 7 

Auch die SPD hat Spenden bekommen, 
auch von Flick 
j~s 'st Tatsache, daß die Sozialdemo- 
kraten in den letzten zehn Jahren 

Penden in Millionenhöhe bekom- 
^en haben. Nach dem Tode des frü- 
Jeren SPD-Schatzmeisters Nau wur- 

® zum Beispiel im Rechenschafts- 
®ncht der SPD für das Jahr 1982 ei- 
* Summe von 7647550,— DM als 
^9ebliche Spende von Herrn Nau 

Spr?ewiesen" Es ist offenkundi9: Die 

s 
D hat die Spender nicht ausgewie- 

.  n. weil diese anonym bleiben woll- 
s 

n- v°n kaum zu überbietbarer 
h^einheiligkeit der SPD ist es da- 
d 

r> wenn Sozialdemokraten Spen- 
«n der Wirtschaft an die CDU als 

verwerflich darstellen. 

he6 hat auch sPenden in Millionenhö- 
vom Flick-Konzern erhalten. 

h°'gende Spenden an die SPD sind bis 
te schon bekanntgeworden: 

f.:. sPenden des 
^"ck-Konzerns an die SPD 
*w. SPD-nahe Einrichtungen 

5 . SPer>denaufstellung gemäß einem 
^nreiben von Herrn Dr. Heribert Blasch- 
pj Mitglied der Geschäftsführung der 
Vom h Flick 'ndustriebeteiligung KGaA, 
ter 3' SePtember 1984 an den Flick-Un- 
B 

Su°hungsausschuß des Deutschen 
undestages: 

p   Parlamentarisch Politischer 
bedienst 
s9esamt  wurden  von   1969  bis  1977 

^800.- DM gezahlt 

b„ "Arbeitskreis für kommunalpolitische 

l9Rqen 2eitraum vom 8- 4- 1967 bis 5- 8- 
insgesamt 110000— DM 

•  Friedrich-Ebert-Stiftung 

25.   2.1975 250000 —DM 
18.   5. 1976 1000000,— DM 
24. 10. 1977 250000- DM 

1.   8.1978 250000-DM 
4.   9. 1978 10000,- DM 

18.   7. 1979 250000,- DM 
24.   4. 1980 250000- DM 
14.   8. 1980 500000,— DM 

2760000,— DM 

• „Neuer Vorwärts-Verlag', Bonn-Bad 
Godesberg, Herausgeber der SPD-Partei- 
zeitung 
insgesamt wurden vom 12. 6. 1961 bis 20. 
5. 1981 exakt 642680,60 DM gezahlt 

Aus dem Schreiben von Dr. Blaschke: 
„... daß diese Zahlungen ... mit Herrn 
Nau — SPD-Schatzmeister — abge- 
stimmt wurden." (Schreiben Dr. Blaschke 
in Faksimile abgedruckt in der Zeitung 
„Die Welt" vom 24. Oktober 1984); 

1.2 Flick-Buchhalter Diehl notierte zwi- 
schen 1974 und 1980 994000,— DM an 
„inoffiziellen Zahlungen an die SPD" aus 
der „schwarzen Kasse" des Konzerns, un- 
ter anderem wegen 
• Egon Bahr, 
früher Bundesminister 
beim Bundeskanzler 
24. 10. 1978 40000- DM 
• Willy Brandt, 
SPD-Vorsitzender 

4.   2. 1975 100000,- DM 
13.   6. 1975 40000,- DM 
30.   1.1980 50000,-DM 
• Dr. Herbert Ehrenberg, 
früher Bundesminister 40000,—DM 
• Erhard Eppler, 
früher Bundesminister 
24. 10. 1978 40000,— DM 
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• Dr. Horst Ehmke, 
stellv. Vorsitzender der 
SPD-Bundestagsfraktion 
24. 10. 1978 40000,— DM 

• Hans Jürgen Junghans, 
Bundestagsabgeordneter      25000,— DM 

• Manfred Lahnstein, 
früher Bundesminister 
7. 7. 1980 35000- - DM 

•  Hans Matthöfer, 
früher Bundesminister 
30.1. 1980 40000- DM 

• Konrad Porzner, * 
Pari. Geschäftsführer der 
SPD-Bundestagsfraktion 
21.5. 1974 20000- DM 
19. 4. 1979 24000- DM 

• Peter W. Reuschenbach, 
Bundestagsabgeordneter      40000,— DM 

2. Neben den Flick-Spenden 
hat die SPD viele andere Spend 
Aus den Rechenschaftsberichten der 
SPD geht hervor, daß die SPD in den 
zurückliegenden Jahren Millionenbe- 
träge an Spenden unter der Bedin- 
gung erhalten hat, daß die Herkunft 
der Mittel nicht erkennbar ist und 
wird. 

Von 1967 bis 1980 wurden der SPD zum 
Beispiel über einen sogenannten „Arbeits- 
kreis für kommunalpolitische Bildung 
e.V." (AKB) 3964000,— DM an Spenden 
zugeleitet. 
Im Rechenschaftsbericht der SPD für 
1982 sind Spendeneinnahmen von insge- 
samt 9164988,— DM ausgewiesen. Die- 
ses Rekordergebnis wird so erläutert: „Im 
Rechnungsjahr 1982 hat die Partei folgen- 
de nach § 25 des Parteiengesetzes anga- 
bepflichtige Spenden vereinnahmt: Alfred 
Nau, Rotdornweg 71, Bonn: 7647550,— 
DM." Alfred Nau, der vorherige SPD- 
Schatzmeister, hat dieses Geld von ver- 

19000,- D^ 
18000,- DM 
10000,- DM 

DM 

• Hilmar Seile, 
Vorsitzender des 
Wirtschaftsausschusses 
im Landtag 
Nordrhein-Westfalen 

• Karl Wienand, 
früher Pari. Geschäftsführer 
der SPD-Bundestagsfraktion 40000, 

(Alle Angaben zitiert nach Berichten ^ 
„Bild"  vom 24.  Oktober  1984 und *D 

Welt" vom 24. Oktober 1984.) 

1.3 Nach dem Bericht der „Bild"-Zeitun9 
vom 24. Oktober 1984 geht aus den W 
Untersuchungsakten    hervor,    daß      - 
Flick-Konzern insgesamt mindestens   - 
Millionen DM an die SPD oder SPD-r»an 

Einrichtungen gezahlt hat. 
Die Süddeutsche Zeitung kommt in eine 
Bericht ebenfalls vom 24. Oktober 19 

auf die Summe von 4,3 Millionen DM- 

en erhalten 
schiedenen Wirtschaftsunternehmen Q 

getrieben und die Namen nie bekannjLi 
geben.  Inzwischen  ist  Nau  am  18- 
1983 verstorben. . 
In einem Vermerk des SPD-Schatz^ 
sters Friedrich Halstenberg vom 22. Ja p 

ar 1982 werden eine Reihe von Spej] 
Tesigenanen.  uie aann genanruci- b   ,n 

men werden bestimmten Namenskür 
zugeordnet: HS (Helmut Schmidt/d-     j 
daktion) 248355- DM, WB (Willy Br*n 
85800-   DM,  JV  (Hans-Jochen  Vog 
32859- DM, FH (Friedrich Halstenpe» 
603236-      DM,      HJW      (Hans-J^S 
Wischnewski) 400000— DM, KvD (** 
von Dohnanyi) 45000,— DM und PG l 

ter Glotz) 5000,— DM. n 

Die hier aufgeführten Spenden •A° ^ 
nur einen Bruchteil dessen aus, wa*Lr«- 
SPD insgesamt an Spenden von Gew 
schaffen und der Wirtschaft zugeflos   t 
ist. Auf diese Tatsache wird in der On 
lichkeit nicht oder nur selten hingewies 

J 
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Bie GRÜNEN und das Geld der Bürger 
ber die Finanzierung der Parteien 
der Bundesrepublik Deutschland 

tin  2ur Zeit viel 9ereQ,etur|d 9eur" 
ei't. Die GRÜNEN treten dabei als 
nkläger besonders wortstark her- 
0r- Die Rolle des Anklägers steht 

£ei GRÜNEN jedoch schlecht an. 
enn es spricht viel dafür, daß bei 

[J®n GRÜNEN sowohl die Parteienfi- 

de ?*run? a,s aucn die Verwendun9 
.   r Mittel in vielen Fällen gegen 
errschendes Recht verstoßen. 

Jker 60 Prozent aus 
Vermitteln 

parteienfinanzierungsgesetz schreibt 
Wj

sdrücklich vor, daß sich Parteien „über- 
Qend" aus eigenen Mitteln finanzieren 

di"rfSen* Wahlkampf kostenerstattungen 
de

rfen folglich allerhöchstens 50 Prozent 
Gesamteinnahmen einer Partei aus- 

gehen. 

e®' den GRÜNEN besteht aber bislang ein 
atantes Mißverhältnis zwischen Eigen- 

die 
und Staatsmitteln. Seit 1980 haben 

Ma .GR^NEN mindestens 40,5 Millionen 
tei h V°m Staat bekommen. Die Eigenmit- 
fiur i ra9en für diesen Zeitraum jedoch 
(VQI'3 Millionen Mark, 
of.' ZDF, „Bonner Perspektiven" vom 21. 
Oktober 1984) 
Die 

Wahlkampfkostenerstattung für die 
sam°tPaWahl brachte den GRÜNEN insge- 
kam 18,4 Millionen ein; die direkten Wahl- 
d 

mPfkosten der GRÜNEN betrugen für 
Und

Se^ Wahlkampf laut STERN (36/1984) 
rulT.Handelsblatt (5. 7. 1984) jedoch nur 

(Va, 1 Million Mark- 
1984?TERN' 36/1984; Handelsblatt, 5. Juli 

NgM6s Mißverhältnis schafft für die GRÜ- 
e'n Problem: Grundsätzlich kann ei- 

ne Partei nämlich die für sie errechnete 
Summe der Wahlkampfkostenerstattun- 
gen nur dann in Anspruch nehmen, wenn 
sie eine gleichhohe Summe an Eigenmit- 
teln (Einnahmen aus Beiträgen und Spen- 
den etc.) aufweisen kann. 
(Vgl. § 18 Abs. 6 des Parteiengesetzes) 

Die GRÜNEN wollen nun ihre Einnahme- 
struktur dadurch „korrigieren", daß sie ko- 
stenlos geleistete Arbeitsstunden von 
Wahlhelfern u. a. als „Einnahmen" verbu- 
chen. Eine derartige Praktik hätte zur Kon- 
sequenz, daß von den betroffenen Par- 
teiorganisationen der GRÜNEN Lohnsteu- 
er und eventuell Sozialabgaben abgeführt 
werden müßten, und die betroffenen 
Wahlhelfer müßten ihrerseits die Einnah- 
men ihrem jeweiligen Finanzamt melden. 
Die Oberfinanzdirektion Köln wurde auf 
diesen Sachverhalt hingewiesen und hat 
bereits Ermittlungen eingeleitet. 

Vorsätzlicher Mißbrauch 
öffentlicher Wahlkampfmittel 
Gemäß den Entscheidungen des Bundes- 
verfassungsgerichts dienen die Wahl- 
kampfkostenerstattungen nicht zur Finan- 
zierung der laufenden Tätigkeiten einer 
Partei, sondern zur Ausrichtung eines an- 
gemessenen Wahlkampfes. Der Begriff 
Wahlkampf darf nicht willkürlich ausgelegt 
werden. Er umfaßt nicht die generelle poli- 
tische Arbeit einer Partei, auch wenn da- 
durch für die eigenen politischen Ziele ge- 
worben wird. Die GRÜNEN mißachten die- 
sen Grundsatz ausdrücklich: Ihr Bundes- 
geschäftsführer, Eberhard Walde, stellt 
fest, daß die GRÜNEN nicht zwischen nor- 
maler Parteiarbeit und Wahlkampf unter- 
scheiden. 
(Vgl. ZDF-Sendung „Bonner Perspekti- 
ven" vom 21. Oktober 1984) 
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Weil die Wahlkampfkostenerstattungen 
aus dem Bundeshaushalt (und auch aus 
den Landeshaushalten) in engem Zusam- 
menhang mit den tatsächlichen Wahl- 
kampfausgaben einer Partei stehen müs- 
sen, ist es rechtswidrig, wenn die GRÜ- 
NEN ihre „Gewinne" aus der Europawahl- 
kampfkostenerstattung u. a. für folgende 
Zwecke verwenden: 

1. Sechs Millionen Mark sollen als Rückla- 
gen zinsgünstig angelegt werden. 
(Vgl. Hermann Schulz, Bundesschatzmei- 
ster der GRÜNEN im Stern, 36/1984) 
* 

2. Die GRÜNEN haben einen RecKtshilfe- 
fonds eingerichtet. Aus ihm werden bei- 
spielsweise die Verteidiger von gewalttäti- 
gen Demonstranten bezahlt. Für dieses 
Jahr ist der Fonds schon ziemlich ausge- 
lastet. 
(Vgl. Die Welt, 10. Oktober 1984) 

3. Mit einem Kampagnefonds sollen Akti- 
vitäten „im Umfeld" der GRÜNEN geför- 
dert werden. Ein Filmemacher aus den 
USA, der die weltweiten Atomkriegsäng- 
ste dokumentieren soll, erhält 50000 
Mark. 
(Vgl. Die Welt, 10. Oktober 1984) 

4. 500000 Mark sollen in einen internatio- 
nalen Solidaritätsfonds zur Unterstüt- 
zung sogenannter Befreiungsbewegun- 
gen in der Dritten Welt fließen. 
(Vgl. Stern, 36/1984) 

5. 80 Prozent aller Einnahmen fließen nach 
einem komplizierten Schlüssel in die so- 
genannten „Ökofonds" der Bundesländer. 
Aus diesen ökofonds werden u. a. Sub- 
ventionen an „Sympathieunternehmen" 
gezahlt: Hier einige Beispiele, alle aus der 
ZDF-Sendung, „Bonner Perspektiven", 
vom 21. Oktober 1984. 

• In Bielefeld hat eine Gärtnerei und 
Baumschule,   die   als   normales   Wirt- 

schaftsunternehmen an jedermann ver' 
kauft, für die Beschaffung von Pflanzgu 
und Ausrüstungsgegenständen ein® 
längerfristigen Kredit in Höhe von 150W 
Mark aus dem Ökofonds Nordrhein-West- 
falens bekommen. 

• Die Firma Comuna Metall" Vorrich- 
tungs- und Maschinenbau GmbH in He 
ford, die Anlagen zur Wärmekraft-KopP 
lung   baut,   hat   aus   diesem   Ökofond 
20000 Mark erhalten. 

• Die „Kommunebewegung alternative 
Wirtschaftseinheiten" gibt an, daß die 

GRÜNEN 70000 Mark zur Förderung W& 

Programme bewilligt hätten. 

• Ein Vegetarierrestaurant  in AaC^ 
bekam  einen  Kredit in  Höhe von ^ 
Mark von den GRÜNEN zur Finanzierung 
eines Kühlraumes. Die Höhe der Zinse 
darf der Wirt selbst bestimmen. 

• Während der Herbstmanöver haben die 
GRÜNEN die Kosten der Miete für ein L°' 
kal übernommen, das der FriedensbeWe 

gung zur Verfügung stand. 

6. Aus internen Papieren geht hervor, da 

die GRÜNEN für Manöverbehinderunge 

in diesem Herbst mindestens 5000 M*r 

bezahlt haben. , 
(Vgl. ZDF, „Bonner Perspektiven" v°mt,A 
Oktober 1984) Laut TAZ vom 4. Juli. 19° 
wurden die Kosten, die ein Vorbereitung 
stab für die Ausrichtung der Störmanöv* 
im Fulda-Gap hatte,  ebenfalls aus & 
Ökofonds bezahlt. 

Diese Beispiele belegen eindeutig, °a 

die GRÜNEN Steuergelder vorsätzl^ 
mißbrauchen. Dies kann nicht geduld 
werden. Die Finanzierungspraktiken 0 
GRÜNEN sind gesetzeswidrig und &e. 
weisen einmal mehr, daß die GRÜNt 
mit einer doppelbödigen Moral leben- 
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~er Generalsekretär der CDU, Heiner Geißler, 
Jjat dem Bundestagsabgeordneten der GRÜNEN, 
°tto Schily, den folgenden offenen Brief geschrieben: 

Sehr geehrter Herr Schily, 
le haben heute in einem Rundfunk-Interview behauptet, daß sich in der Frage der Mit- 
Gstimmung im CDU-Grundsatzprogramm von 1978 „durch den rüden Einfluß des F/ick- 

nzerns" die Vorstellungen der Industrie gegen die der Sozialausschüsse durchqe- 
Set*t hätten. 

e s'nd sowohl einer wichtigtuerischen Notiz des Flick-Büros vom 15. September 1978 
s auch den absichtsvollen, aber nichtsdestoweniger falschen Schlußfolgerungen des 
Tegels in der Ausgabe dieser Woche aufgesessen. 
a lcn der Vorsitzende der Grundsatzprogramm-Kommission der Christlich Demokrati- 
ye/7 Union gewesen bin, kann ich Sie authentisch darüber informieren, daß mit der ab- 

gießenden Formulierung sich die Vorstellungen der Sozialausschüsse gegenüber an- 
en Überlegungen durchgesetzt haben. Der Bundesparteitag hat nämlich einmütig der, 

er Ziffer 79 beschlossen, ich zitiere wörtlich: „Die Mitbestimmung und die Vermö- 
nsbeteiligung der Arbeitnehmer sind Ausdruck christlich-sozialen Gedankengutes 

p    e'ne Grundlage der Sozialen Marktwirtschaft." Und jetzt kommt die entscheidende 
p 

Ssage: „Wir wollen ein neues Unternehmensrecht auf der Grundlage der Hamburger 
^itagsbeschlüsse des Jahres 1973." In diesem Beschluß, der durch diese Entschei- 
n9 des Bundesparteitages 1978 zum Bestandteil des Grundsatzprogramms der CDU 

9e*orden ist, fordert die CDU u.a.: 

"Die gleichberechtigte Kooperation der in Unternehmen tätigen Kräfte." 

~~ «Ein neues Unternehmensrecht, das den arbeitenden Menschen als Mitglied des So- 
zialverbandes Unternehmen behandeln soll." 

'* -Ein partnerschaftliches Verhältnis von Arbeitnehmer, Kapitaleigner und Unterneh- 
mensleitung auf der Grundlage der Parität." 

"T "Dle gleichberechtigte gesellschaftsrechtliche Mitbestimmung der Arbeitnehmer." 

'es alles wird begründet in der Präambel mit dem Satz: „Denn die Würde des arbeiten- 
en Menschen verlangt seine Teilhabe an den Entscheidungen, die die Bedingungen für 
e/>>e Arbeitswelt setzen.' 

Der von der Grundsatzprogramm-Kommission vorgelegte Entwurf zu diesem Thema, 
den sich offenbar die Bedenken des Herrn von Brauchitsch bezogen haben, ist 

urch die endgültige Beschlußfassung des Bundesparteitages ersetzt worden durch die 
inahme des gesamten Hamburger Mitbestimmungsbeschlusses in das Grundsatz- 

r°9ramm der CDU. Wie Sie aus den beiliegenden Dokumenten unschwer ersehen kön- 
e°' ging der Beschluß des Parteitages über den Entwurf der Grundsatzprogramm- 
Emission sowohl inhaltlich wie in der Konkretisierung darüber weit hinaus. 

übersende Ihnen in der Anlage die entsprechenden Dokumente, verbunden mit der 
t  "

nung, daß Sie in Zukunft das Grundsatzprogramm der CDU mindestens genauso in- 
nsiv studieren wie die Flick-Akten. 
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Interview von Bundeskanzler 
Helmut Kohl im „Heute-Journal" 
am 25. Oktober 1984 
Frage: Sie sind der Vorsitzende der 
Partei, der auch Rainer Barzel ange- 
hört. Hat der Rücktritt von Barzel die 
Situation der Union erleichtert? 
Antwort: Nun, wir hatten in den letz- 
ten Tagen eine sehr, sehr schwierige 
Situation. Es gibt die selbstverständli- 
che Solidarität zu Rainer Barzel, dem 
unsere Partei auch viel verdankt, in 
der Vergangenheit und auch jetzt in 
den letzten Jahren als Präsident des 
Deutschen Bundestages. Und es gab 
diese öffentliche Diskussion, aus der 
Rainer Barzel seine persönliche Ent- 
scheidung getroffen hat, die Konse- 
quenzen gezogen hat. Das ist eine 
Entscheidung, die ich respektiere. 
Und es wird sich nach schon kurzer 
Zeit zeigen — dessen bin ich sicher 
—, daß viele, die ihn jetzt kritisieren, 
auch ein Wort des Dankes für ihn fin- 
den werden. Ich will das ausdrücklich 
hier erwähnen. 
Frage: Ich würde gerne auf die erste 
Frage zurückkommen: Ein Opfer nur 
des bösen Scheins? 
Antwort: Das ist eine persönliche Ent- 
scheidung, wie ich gesagt habe. Und 
daß Rainer Barzel ganz gewiß all das, 
was ihm vorgeworfen wurde und was 
sich ja auch dann in seiner Anhörung 
aufgelöst hat, nicht getan hat, daß er 
nicht gegen irgendwelche Rechtsbe- 
stimmungen verstoßen hat, ist ja inzwi- 
schen offenkundig geworden. Es ist ja 

eine politische Ermessensfrage, die 

er letztlich dann so entschieden h& 
wie er es getan hat aus Gründen de 
Ansehens des Amtes, auch aus GnJn' 
den unserer eigenen Partei — (daS' 
hat er beides so betont. 

Frage: In Ihrer Fraktion, in Ihrer P*r' 
tei, besteht die Befürchtung, daß d'e' 
ser Stoß gegen Barzel eigentlich 9e' 
gen Sie und gegen die Regieru^ 
gerichtet ist. 

Antwort: Das ist sicher/ich auch wa* ' 
Frage: Was wollen Sie dagegen tun- 

Antwort:  Wenn Sie die ganze K^' 
pagne betrachten im Zusammenh&W^ 
mit Parteispenden, fällt Ihnen ja z 

nächst auf, daß eine ganze Reihe I 
ner, die die Kampagne anführen, v0, 
Parteispenden der FDP, der CSU ^° 
der CDU sprechen. Von den erheb»' 
chen   Parteispenden   anderer P°" 
scher Gruppierungen, beispielswe'5 

der deutschen Sozialdemokratie, &1 

weniger gesprochen. 
Was ist eigentlich die Frage, die $'G 

uns stellt? Der frühere Bundesp^51' 
dent Walter Scheel hat es ja in diese^ 
Tagen ganz richtig und offen anQ 
sprochen, ähnlich wie ich das ja in °e ^ 
Debatte der letzten Monate getan W 
be.   Wir haben zwischen   1949 ^ 
1979 einen Rechtszustand in der ßun' 
desrepublik gehabt,   nachdem ebe 
Parteispenden dieser Weise moQ^ lieh 
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aren, Spender und Spendensamm- 
er mit Recht darauf verweisen konn- 
*jn. daß sie gutgläubig sind, daß die, 
le uns demokratischen Parteien Geld 

^spendet haben, mit Recht darauf 
erweisen konnten, daß das eine gute 
ac/?e ist, demokratische Parteien in 

j>rem Auftrag, in ihren Aufgabenstel- 
Un9en zu unterstützen. 

2 habe — und niemand anderes — 
h selbst als Parteivorsitzender habe 

^ereits ab  1974/75 damit begonnen 
u versuchen, eine rechtliche Rege- 
n0 zu erreichen. Das ist an der da- 

ngen Parlamentsmehrheit, das ist 
der Sozialdemokratischen Fraktion 

nd Partei gescheitert. 

"" haben dann — wir, die Union — 
sere Freunde in Niedersachsen, die 

^°ftige   Landesregierung,    gebeten, 
n Verfahren vor dem Bundesverfas- 

t
Un9sgericht anzustrengen. Das führ- 

dann zu dem sogenannten „Nieder- 
b
achsen-Urteil" im Jahr 1979. Wir ha- 
^n   uns  als   Bundespartei  danach 
nf<t an dieses Urteil gehalten. Inso- 

^rn haben wir allen Grund zu sagen, 
Jr haben guten Glaubens gehandelt. 

d diejenigen, die uns Geld gespen- 

det haben, haben keinen Grund, sich 
kriminalisiert zu fühlen. 
Frage: So ungeregelt, wie lange Zeit 
die Parteispenden waren, so ungere- 
gelt sind auch die Nebeneinkünfte 
der Abgeordneten, wie sich jetzt bei 
der Angelegenheit Barzel gezeigt 
hat. Was gedenkt die Union da zu 
tun? 
Antwort: Wir haben 1983 zum 1. Janu- 
ar die Sache der Parteispenden mit 
der jetzigen Mehrheit, wie Sie wissen, 
der sich dann allerdings auch im Ple- 
num die Sozialdemokraten ange- 
schlossen haben, vernünftig gerege/t. 
Die Erfahrung der letzten Wochen, 
auch mancherlei ganz ungerechtfer- 
tigte Anwürfe gegen viele Kollegen, 
nicht nur gegen einen, aus den letzten 
Tagen zeigen mir, daß es notwendig 
ist, daß sich die Fraktionen insgesamt 
— ich bin sehr dafür, daß wir als 
CDU/CSU hier auch dabei federfüh- 
rend tätig werden, wenn es andere 
wünschen — sich zusammensetzen 
und die bestehenden Bestimmungen 
überprüfen und die Frage stellen, ob 
sie novelliert werden müssen. Und 
wenn dies notwendig ist, was ich ver- 
mute, sollten wir das bald tun. 
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ERZIEHUNGSJAHR 

Fadenscheinige Vorwürfe der SPD 
Ab 1. Januar 1986 werden Zeiten der 
Kindererziehung in der gesetzlichen 
Rentenversicherung anerkannt. Die 
Regierung Helmut Kohl hält Wort 
und verwirklicht eine alte Forderung 
der CDU. Erstmals werden die Erzie- 
hungsarbeit in der Familie und die 
außerhäusliche Erwerbstätigkeit 
gleich bewertet. Mit Nachdruck hat 
Bundesarbeitsminister Norbert Blüm 
die fadenscheinigen Vorwürfe der 
SPD zurückgewiesen und die Sozial- 
demokraten an ihre eigene Untätig- 
keit erinnert: 

Die SPD hat während ihrer Regierungs- 
verantwortung in Bonn zur sozialen 

Sicherung der Mütter nur gegackert und 
Versprechungen gemacht. Mit leeren Hän- 
den und vollen Backen macht sie nun 
Front gegen das von der christlich-libera- 
len Koalition beschlossene Erziehungsjahr 
in der Rentenversicherung. 
In diesem Zusammenhang wirft die SPD 
der CDU/CSU vor, daß sie 1972 im Bun- 
destag das Babyjahr verhindert habe. Gott 
sei Dank, kann man dazu im Nachhinein 
nur sagen; denn so sah das Babyjahr ä la 
SPD von 1972 aus: 
— Zugedacht war es nur solchen Müt- 
tern, die ohnehin einen Rentenanspruch 
hatten, das vor allem erwerbstätigen Müt- 
tern. Da es als Rentenzuschlag ausgestal- 
tet war, der sich am versicherten Einkom- 
men des einzelnen orientiert hätte, konnte 
sein Wert sowohl bei 2,50 Mark als auch 
bei über 50,— Mark monatlich liegen 
(heutige Werte). Dies bedeutet, daß Frau- 
en mit niedrigem Verdienst weniger für die 
Kindererziehung   bekommen   hätten   als 

Frauen mit hohem Verdienst. Aber auC 

nicht alle erwerbstätigen Mütter wären 
den Genuß des Babyjahres gekomme^ 
da es als Rentenzuschlag nur rentenste 
gernd, nicht aber rentenbegründend 9 
wirkt hätte. Damals lag die Mindestanwart' 
schaff für ein Altersruhegeld noch bei 
Jahren, und so wären Frauen mit wenig 
als  15 Versicherungsjahren  leer ausg 
gangen. 

— Das Babyjahr ä la SPD sollte von dej 
Beitragszahlern   der  Rentenversicheru• 
finanziert werden. Es hätte bis 1986     • 
Milliarden Mark gekostet. So nachzules 
im Sozialbericht 1972. Dieses Geld hat 
in den  Kassen  der Rentenversicheru 
gefehlt.  Man  wird  sich  daran  erinr1g|S 
müssen, wenn sich die SPD wieder 
Wachapostel    der . Rentenfinanzen   a 

spielt. 
— In ein und derselben Presseerkläru 
wirft die SPD jetzt der CDU/CSU vor, o* 
sie bis 1972 das Babyjahr ä la SPD yen" 
dert habe  und  Erziehungszeiten in 
Rentenversicherung nur Frauen zuerK 
nen wolle, die nach Inkrafttreten des 
setzes  65 Jahre alt werden.  Hier ^ 
Scheinheiligkeit zum Prinzip. Das 1972 9 
scheiterte  Babyjahr der SPD  sollte n 

den Frauen gewährt werden, denen e ^ 
VerS^KiPriinncrpntP  npii  hpwillint W"c 

SO 
sache VI/2916. Die SPD wollte also 
bereits in Rente befindlichen Mütter 

Sicherungsrente neu bewilligt wiru 
nachzulesen in der Bundestagsdru 

aus' 

klammern. Sie hat deshalb kein BeC ' 
heute scheinheilig Zensuren zu verteil 

Sicher wäre es wünschenswert, das Ef 

hungsjahr in der Rentenversicherung, 
len Rentnerinnen zuzuerkennen. Aber 
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ujr?e..auf Anhieb fünf bis sechs Milliarden 
ark jährlich kosten, und angesichts der 

.      der SPD hinterlassenen Kassenlage 
nnen nicht alle Versäumnisse der Ver- 

We
n^er|heit auf einen Schlag ausgeräumt 

auf Aber so"en wir deshalb auch dar- 
ten Verzicnten' in Zukunft Ungerechtigkei- 
p0| 

2u beseitigen? Eine Alles-oder-Nichts- 
'iik führt, wie die Vergangenheit belegt, 

de 'St 2U Nicnts- Wir haben uns entschie- 
sch' fÜr die  Zukunft  einen  sozialpoliti- 

noch 
Durchbruch   zu   schaffen;   denn 

ru       nie wurde  in der Rentenversiche- 
gi •   die Erziehungsarbeit in der Familie 

angestellt mit der Erwerbsarbeit. 

g6|?
e9ensatz zum Babyjahr der SPD stei- 

te Erziehungsjahr nicht nur die Ren- 
spr-SOndern begründet auch Rentenan- 
dur

u^he- Als Beiträge mit 75 Prozent des 
Verh|SChnittlicnen Einkommens bewertet, 
übe h das Erziehungsjahr vielen Frauen 
ans Upt erst zu einem eigenen Renten- 
r^grPh

ruch- Dies muß vor allem im Zusam- 
chri t9n9 damit Qesehen werden, daß die 
Wart berale Koalition die Mindestan- 
t(jnf

Schaft für die Altersrente von 15 auf 
tyäu ersicherungsjahre gesenkt hat. 
jahr

rend fruner vielen Müttern Beitrags- 
desf 

Verlorengingen, weil sie für die Min- 
ir, > anwartschaft nicht ausreichten, kann 

9en hUnft eine Frau- die fünf Kinder erzo- 
Alto^at' allein damit einen Anspruch auf 

-rsrente erwerben. Nur drei Beitrags- J^hre i„ 
reich        Erz|ehungsjahre für zwei Kinder 
Rent

en in Zukunft ebenfalls aus, um einen 
vie,, enanspruch zu begründen. Und wer 
geri 

ICnt vier Kinder erzogen und keine ei- 
rrijt c/1 Versicherungszeiten hat, der kann 
desth

er Nachzahlung von einem Jahr Min- 
R6nt 

eiträge auch noch zu einem eigenen 
Ienanspruch kommen. 

*Vie rr 
fejn |.le Regierung Helmut Kohl leistungs- 
vers- ?he Ungereimtheiten in der Renten- 
stic!?

henjng ändert, soll ein Beispiel pla- 
Sch machen: 

Ein e  Erau  hat zehn  Rentenversiche- 

rungsjahre, und sie hat drei Kinder erzo- 
gen. Sie bekam früher überhaupt keine Al- 
tersrente, und sie wäre auch beim Baby- 
jahr der SPD leer ausgegangen. Jetzt ge- 
hen ihre Versicherungsjahre nicht mehr 
verloren, und sie bekommt in Zukunft 
auch noch drei Versicherungsjahre für die 
Kindererziehung, die pro Kind 25 Mark 
Monatsrente ausmachen (heutiger Stand). 
Wenn sie in den zehn Erwerbsjahren 75 
Prozent vom Durchschnitt verdient hat, 
macht das eine Altersrente von insgesamt 
monatlich 345 Mark. Früher bekam sie 
null. 
Die Regierung Helmut Kohl macht eine 
frauenfreudliche, leistungsorientierte Ren- 
tenpolitik. Und zu den Leistungen der 
Mütter gehört, daß sie mit ihrer Erzie- 
hungsarbeit überhaupt erst den Genera- 
tionsvertrag auch für die Zukunft tragfähig 
gemacht haben. Das wird nun erstmals in 
der Rentenversicherung bewertet. 

Lage der freien Berufe 
Zu einem Gespräch über die Probleme 
der freien Berufe empfingen der Vorsit- 
zende der CDU/CSU-Fraktion im Deut- 
schen Bundestag, Alfred Dregger, und 
der stellvertretende Vorsitzende, Hans- 
heinz Hauser, die Präsidenten des Bun- 
desverbandes der Freien Berufe, Profes- 
sor J. F. Deneke und Hubert Möckershoff, 
sowie Hauptgeschäftsführer Dietrich Roll- 
mann. Zur Frage der Besteuerung der 
Vorsorgeaufwendungen der Selbständi- 
gen erklärten die Vertreter der Fraktion, 
auch aus der Sicht der Fraktion sei es 
wünschenswert, die Steuerfreiheit der 
Vorsorgeaufwendungen der Selbständi- 
gen an die Beitragsbemessungsgrenze in 
der Sozialversicherung anzubinden. Die 
Fraktion werde sich bei den anstehenden 
Beratungen über die Neuregelung der Be- 
steuerung von Alterseinkünften und des 
Vorsorgebereichs im Rahmen der Mög- 
lichkeiten des Bundeshaushalts für dieses 
Anliegen einsetzen. 
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ZITAT 

Durchsichtiges 
Ablenkungsmanöver 
Ja, ist denn das die Möglichkeit! Da schießen 
die SPD-Publikationen „Vorwärts" und „Parla- 
mentarisch-Politischer Pressedienst" (PPP) 
aus allen Rohren. Da trieft es nur so vor Empö- 
rung über das angeblich verwerfliche Verhalten 
von Unionspolitikern. Und dann muß man lesen, 
daß aus dem Millionen-Spendentopf der Firma 
Flick für die SPD auch der „Vorwärts" und der 
„PPP" reichlich bedacht worden sind. 

Ach, was gibt es doch für veritable Saubermän- 
ner in der SPD. Wie geradezu vorbildlich hand- 
haben sie die moralischen Argumente — wenn 
es gegen den politischen Gegner geht. Und wie 
viele gutgläubig-vergeßliche Zeitgenossen nik- 
ken bedächtig mit dem Kopf ob dieser wahrhaft 
edlen und tugendreinen Appelle an die Sauber- 
keit im Staat. 

Nur: In diesem Fall leider Pech gehabt, daß es 
sich nicht verheimlichen ließ, wie sehr sich die 
Saubermänner von heute zu jener Zeit, als sie 
noch das Regierungslager vertraten, gehörig 
eindecken ließen aus jenen Töpfen von Flick, 

bei dessen Namensnennung sie heute vor c 
pörung aufheulen. 

Dieses   Pharisäertum   ekelt   einen  an, diese 

Scheinheiligkeit der SPD ist nicht mehr zu Über- 

bieten.  Denn Sozialdemokraten waren es 
und so lange ist das nicht her, daß es kein 
mehr weiß —, die sich in ihrer RegierungsZ 
von Flick in unvorstellbarer Weise haben be 
nen lassen. Schließlich ist der Flick-Unters ^ 
chungsausschuß deshalb zustande gekomm   • 
weil der Vorwurf existiert, daß die Regier'M 
Schmidt dem Flick-Konzern eine Steuerbetr 
ung nach § 6b des Einkommensteuergeset 
gewährte, nachdem der Konzern mit seinen 
Honen Einfluß zu nehmen versucht hatte. 

Es ist eindeutig: Damit hat die CDU nichts 
tun. Wer dennoch versucht, jetzt die C^u 

mit hineinzuziehen, in einer durchsichtigen 
quickung   von   verschiedenen   Tatbestän     ' 
handelt vorsätzlich wider besseres Wissen- 
gegenwärtige Empörung der SPD ist Heuen 
Sie dient einzig und allein dem Zweck der 
lenkung. 
Aber so einfach ist das nicht, wie es sicn 
Propagandisten der SPD, einschließlich der..,s' 
Flick-Geld gefütterten SPD-Organe „ Vorwa 
und „PPP" gedacht haben. Die Fakten Qet)0 $ 
auf den Tisch, und zwar alle. Dazu gehört B 

die Antwort auf die Frage, was „ Vorwärts 
„PPP" mit dem Flick-Geld gemacht haben- 
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